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Prof. Dr. Alexander Trunk
Vorlesung Insolvenzrecht II
WS 2015/2016
19.1.2016: Unternehmenssanierung in der Insolvenz
In den letzten Stunden haben wir uns mit dem Regelablauf des Insolvenzverfahrens beschäftigt, das meist auf eine Liquidation des Schuldnervermögens und Verteilung des Erlöses an die Gläubiger hinausläuft.
Im Fall von Unternehmensinsolvenzen kann das InsVerfahren aber auch zu einem anderen Zweck genutzt werden: Sanierung des Unternehmens, angesprochen (aber eher beiläufig) in § 1 S.1 a.E. InsO

[zur Sanierung des Privatschuldners s. spätere Vorlesung zu Restschuldbefreiung und Verbraucherinsolvenz].
I. Einführung
1. Deutsches Recht sieht grundsätzlich (mit Ausnahmen im Banken- und VersicherungsR) keine spezifischen Sanierungsverfahren vor, sondern ordnet die Sanierung in den Rahmen des einheitlichen Insolvenzverfahrens ein (anders z.T. früher VglO und heute z.T. im Ausland, z.B. Italien, Skandinavien u.a.).

2. (Unternehmens)Sanierung als Verfahrenszweck, § 1 InsO:
a) InsVerf dienen nach deutschem Verständnis vorrangig der GlBefriedigung (s. § 1 InsO). Die Gläubigerbefriedigung erfolgt idR im Wege der Liquidation des SchuVermögens. Aber in bestimmten Fällen ist es für alle Beteiligten, auch die Gläubiger, günstiger, das Vermögen des Schu nicht zu liquidieren, sondern die Insolvenzsituation anderweitig zu bereinigen. Dies gilt insbes. bei Unternehmensinsolvenzen, wo durch eine Sanierung des Unternehmens u.U. eine bessere GlBefriedigung erzielt werden kann als durch Liquidation.
b) § 1 S.1 letzter HS. InsO nimmt diesen Gedanken, der nicht neu ist und auch bereits unter der KO/VglO/GesO galt, auf: Erhalt des Unternehmens als Verfahrensziel (Sanierung als Mittel. 

c) Abgrenzung Unternehmenssanierung von "Sanierung" (wirtschaftl. Neubeginn) von Individualschuldnern (--> Restschuldbefreiung §§ 286 ff InsO)
3. Interessenkonflikte in der Sanierung

Das InsR dient dem Ausgleich sehr verschiedener Interessen. Nicht alle VerfBeteiligten und Dritte sind an einer Sanierung (und an den Kosten und den Risiken, die damit verbunden sind), in gleicher Weise interessiert. Z.B. werden gesicherte Gl typischerweise weniger Interesse an einer risikoreichen Sanierung haben als einfache InsGl oder der InsSchu, die ohnehin nicht viel zu verlieren haben. 
--> InsR stellt daher ein verf-r und mat-r Instrumentarium bereit, das eine interessengerechte Sanierung erleichtern bzw. ermöglichen soll. Kritik an alter Regelung: sanierungserschwerend durch verschiedene Einzelregelungen, z.B. durch schwache Ausgestaltung des sog. Zwangsvergleichs §§ 173 ff InsO.

II. Begriff der Sanierung

1. Verfahrens-r Rahmen:

a) "Freie" Sanierung, z.B. durch Sanierungskredite, ges-r Umstrukturierungsmaßnahmen. 

aa) Vorteile: keine Imageprobleme des Unternehmens, keine Beunruhigung der Öffentlichkeit (insbes. im Banken- und Versicherungssektor). 

bb) Problem: keine Zwangswirkung auf nichtmitwirkende Gläubiger. 

cc) Risiken bei Scheitern der Sanierung:
(1) Rang von Sanierungskrediten aus freier Sanierung im folgenden Insolvenzverfahren: allg. Regeln, d.h. Kreditgeber ist grds. InsGläubiger § 38 InsO. Ggf. Aus- und AbsonderungsR gem. §§ 47 ff InsO.

Aber Gesterdarlehen geben nur Rang § 39 Nr.5 InsO; Tilgung od. Sicherungen für GesterDarlehen können anfechtbar sein, § 135 InsO n.F.
(2) Anfechtung von Sanierungskrediten (werden zur InsAbwendung gegeben, z.B. um Zahlungsunfähigkeit zu vermeiden) bzw. deren Tilgung/Sicherung: 

= spielt praktische Rolle bei Tilgung bzw. Sicherung von Gesterdarlehen (Anfechtung möglich gem. § 135 InsO)

= im übrigen insbes. bei Banken: allg. Regeln, z.B. §§ 130, 131 (kongruente/inkongruente Deckungen/Sicherungen), ggf. auch Vorsatzanfechtung § 133 (einvernehml. Gewähr Sanierungskredit (!) od. Tilgung/Sicherung ohne ausreichende Sanierungsprüfung). Denkbar auch Unwirksamkeit Sicherheit wg. Gläubigerschädigung § 138 BGB (dann Anfechtung entbehrlich).
S. andererseits: Gewährung eines Sanierungskredits (§ 488 BGB) ohne ausreichende Sanierungsprüfung kann SEA des InsVerwalters gg den Kreditgeber nach § 826 BGB begründen (Insolvenz​verschleppung). Ergänzt daneben ggf. bestehende Ansprüche gg. Geschäftsführer nach § 823 II iVm § 15a InsO).
Umgekehrt: Nichtgewähr eines Sanierungskredits kann Haftung der Bank aus PFV Bankvertrag oder § 826 BGB begründen.

b) Sanierung im Insolvenzverfahren
- Vorteile: Schutzwirkung des InsVerf (insbes. durch Beschränkung von Gläubigerrechten) 
- Nachteile: Imageverlust, Konditionenverschlechterung, Kosten
2. Sanierungsgegenstand 

a) Sanierung des Unternehmensträgers (fortführende Sanierung): 

Schuldenerlass, Neuausrichtung des Unternehmens etc., das in der Hand des bisherigen Inhabers bleibt 

b) Sanierung des Unternehmens selbst (übertragende Sanierung) 

Veräußerung des Unternehmens in der Insolvenz an Dritten, der es weiterbetreibt (Sanierung in der Form der Liquidation) 

--> § 1 S.1 InsO lässt beide Optionen offen 

c) Zeitl. Perspektive: wann ist Unternehmen "saniert": ähnl. wie ärztl. Heilungsprozeß (Überwindung der Ursachen für die Insolvenz/Krise).
III. Sanierungsinstrumentarium/-techniken im Zusammenhang mit der Verfahrenseröffnung 

Überarbeitung vieler Details durch ESUG 2011 (in Kraft seit 1.3.2012).
1. Sanierungsmöglk geht in den InsGrund der Überschuldung ein, § 19 II InsO: nach derzeitiger Fassung schließt überwiegende Fortführungswahrscheinlichkeit die Überschuldung aus.

Früher erfolgte bei überwiegender Fortführungswahrscheinlichkeit lediglich die Ansetzung der Aktiva zu Fortführungswerten.

2. Besonderer VerfEröffnungsgrund der drohenden Zahlungsunfähigkeit, § 18 InsO (nur bei SchuAntrag) --> soll rechtzeitige VerfEröffnung erleichtern. 

Anreize:

· Kurzfristige Liquiditätsentlastung, da vorläufig keine Zahlungen auf fällige Verbindlichkeiten mehr zu leisten sind (arg. § 88 InsO und § 130 I Nr.2 InsO)

· Möglichkeit ZV-Sperre nach § 21 I, II Nr.2 InsO (Anordnung des Gerichts)

3. Vorläufige Maßnahmen §§ 21, 22 InsO: InsGericht kann vorl. InsVerwalter bestellen, der grds. das Unternehmen vorläufig fortführen bzw. Sanierungschancen prüfen muß (§ 22 I Nr.2 InsO) 


4. Möglichkeit Eigenverwaltung §§ 270 - 285 InsO (insbes. in den USA meist so der Fall; Problem Interessenkonflikt)
Zulässig bei j.P. und nat. P, die nicht Verbraucher sind, s. § 270 I 3.

Wird vom InsGericht unter bestimmten Voraussetzungen angeordnet: im InsEröffungsVerf auf Antrag des Schu § 270, oder nachträglich auf Antrag der Gläubigerversammlung § 272.

Antrag wird abgelehnt, wenn Nachteile für Gläubiger zu befürchten sind, § 270 I Nr.2.

Sachwalter statt Insolvenzverwalter, s. § 270 I, § 270 c. Befugnisse §§ 274, 275 ff (angenähert an InsVerwalter, aber keine eigene Verwaltungskompetenz).
Eigenverwaltung kann auch wieder aufgehoben werden, § 272.

Im Insolvenzeröffnungsverfahren Erleichterung der Anordnung von Eigenverwaltung durch ESUG, § 270 a InsO: wird auch als „kleines“ Schutzschirmverfahren bezeichnet: auf bestimmte den Schuldner beschränkende Maßnahmen werden nicht getroffen (insbes. Verfügungsbeschränkungen)
5. R zur Vorlage InsPlan, § 218 I 1, 2 mit zuätzlicher Erleichterung im Fall Eigenverwaltung gem. §§ 270 ff: § 270 b sog. goßes Schutzschirmverfahren (max. 3 Monate). InsPlan kann damit bereits im InsEröffnungsVerf vorbereitet werden.
§ 270 b greift ein bei InsAntrag, der mit drohender Zahlungsunfähigkeit begründet wird. Kann z.B. dazu führen, dass GesterHaftung wg InsVerschleppung nicht eintritt.

IV. Sanierungstechniken im eröffneten Verfahren
1. Allg. Kompetenzen der InsOrgane

a) Organisationsaspekte
aa) Allgemein erforderlich: besondere Sachkunde des InsVerwalters in Unternehmenssanierungen nötig --> wirtschaftl. Kompetenz, Praxiserfahrung
bb) Grundentscheidung über Sanierung liegt grds. bei GlVersammlung, § 157 InsO [anders z.T. in Frankreich], z.T. vorverlagert auf GlAusschuss, § 158 InsO (Stillegung).

Im Eröffnungsverfahren für Stilllegung Zustimmung des InsGerichts erforderlich (22 I Nr.2 InsO).
b) Zustimmungspflichten GlAusschuss (wohl nicht vorläufiger GlAusschuss, s. Verweisung 21 II Nr.1a nur auf § 69, aM vertretbar) bzw. GlVersammlung, vgl. § 160 ff InsO
Wichtig § 164 InsO - Wirksamkeit Hdlg. der InsVerwalters trotz fehlender Zust anderer InsOrgane; aber Haftung § 60 InsO)
c) Kompetenz zu Einzelmaßnahmen 

aa) Schwebende Verträge §§ 103 ff InsO (WahlR, auch Beschränkung des KündR von Vermietern etc.; umgekehrt: KündigungsR des InsVerwalters insbes. bei Arbeitsverhältnissen)

bb) Verwertung der AbsondRechte an bewegl. Gegenständen durch InVerwalter § 166 InsO 

cc) Aussetzung der Verwertung von Grundstücken, § 30 d ZVG

dd) Rang von Sanierungskrediten bei Scheitern der Sanierung? § 55 II InsO (MasseVb iSv 55 Nr.1 InsO), aber uU wenig wert bei Masseunzulänglichkeit, § 209 I Nr.3 InsO. Daher bestehen Banken häufig auf Sicherheitsgewährung durch vorläufigen Verwalter ( anfechtbar nach §§ 129 ff InsO? wird nach wohl hM bei starkem Verwalter gem. § 22 I InsO abgelehnt mit arg. § 55 II [setzt Bestand der Forderung voraus: 55 II erstreckt sich nach seinem Sinn nicht nur auf die Begründung von Forderungen gg die Masse, sondern auch auf die Sicherung bzw. Befriedigung dieser Forderungen, vgl. a. § 90 InsO] (anders früher Rspr zu § 106 KO). 

ee) Insbesondere: sog. übertragende Sanierung
aaa) § 160 II Nr.1InsO (grds. genügt Zust GlAusschuss; anders bei Veräußerung an besonders Interessierte, § 162 InsO: Insidergefahr)
bbb) RSchutz § 161 od. § 163 InsO 
ccc) Abschaffung § 419 BGB (Mithaftung des Vermögensübernehmers für Altschulden), nicht jedoch § 25 HGB: grds. Haftung des Erwerbers eines Handelsgeschäfts/Unternehmens für Altschulden des Veräußerers, wenn Erwerber die Firma fortführt. Aber § 25 HGB gilt nach hM nicht bei Übertragung durch InsVerwalter, BGHZ 104, 151: arg: teleologische Reduktion: Anwendung von § 25 HGB würde in der Insolvenz Sanierung wesentlich behindern + Gläubiger sind ausreichend geschützt durch Erhalt des Kaufpreises vom Erwerber des Unternehmens. Im übrigen wäre gem. § 25 II HGB Haftungsausschluss in HaReg eintragbar.
ddd) Eintritt Erwerber in Arbeitsverhältnisse, § 613 a BGB (mit einschränkender Auslegung durch BAG, s. bereits frühere Vorlesung über Wirkungen des InsVerf auf schwebende Rechtsbeziehungen, insbes. Arbeitsrecht)
c) Begleitende gesellschaftsrechtliche u.ä. Maßnahmen
- insbes. KapHerabsetzung + KapErhöhung

- denkbar auch andere org. Maßnahmen, z.B. Aufnahme neuer Gester, RFormänderung, Fusionen etc.
-- grds. nach GesR, aber nach ESUG/§ 225 a InsO jetzt auch in InsPlan.

2. Insbesondere 6.Teil InsO: Insolvenzplan, §§ 217 - 269 InsO (aber: auch für Liquidation benutzbar)
a) Grundlagen

aa) Gegenstand des InsPlans, s. § 217 InsO
bb) Histor. und rechtsvergleichende Modelle:

- USA: Anlehnung an Ch.11 des U.S. Bankruptcy Code (reorganization). 
- KO/VglO: aber doch grundsätzl. ähnlich wie sog. Zwangsvergleich des früheren R (§§ 173 ff KO, 1 ff VglO) 

aaa) Grundmerkmale InsPlan: 
Zustimmung GlMehrheit + Bindung der nichtzustimmenden Minderheit ("Zwangs"vergleich), Bestätigung Gericht, § 248 InsO
bbb) Wichtigste Neuerungen im Vergleich zum bisherigen Recht 

(1) Stärker nach GlGruppen differenziert, § 222 InsO 

(2) Einbezug der SicherungsGl mögl, s. § 223 InsO [anders früher §§ 26, 27 VglO] 
(3) Einbezug auch der Anteilseigner möglich, wenn deren Rechte durch den Plan betroffen werden sollen, § 222 I Nr.4 (idF ESUG) iVm § 225 a InsO

(4) Keine Mindestquote [anders früher § 7 VglO: 35/40 %, keine Mindestquote dagegen in §§ 173 ff KO, jedoch wurde Zustimmung von 75 % der KkGläubiger gefordert] Gewisser Minimalschutz durch Garantie des hypothet. Liquidationserlöses, s. § 251 I Nr.2 InsO 

b) Aufbau der gesetzl. Regelung: 
- Aufstellung des Plans §§ 217 ff 
- Annahme und Bestätigung des Plans §§ 235 ff 
- Wirkungen des Plans und Überwachung der Planerfüllung §§ 254 ff 

c) Planinhalt
Wird vom G weitgehend offengelassen, in § 217 InsO nur angedeutet: maßgeblich ist grds. der Wille der Beteiligten.
aa) Mindestschutz 

- von Gläubigern durch §§ 226, 222 InsO (gruppenbezogene Gläubigergleichbehandlung) und durch Garantie LiquErlös, s. § 251 InsO 
- des Schu nach § 247 InsO (darf nicht schlechter gestellt werden als bei Liquidation, insbesondere wenn Restschuldbefreiung nach §§ 286 ff möglich)

[aber keine Mindestquote]
bb) Mögliche Ziele eines Plans

- Sanierung (Stundungs-, Quotenplan; auch: übertragende Sanierung), s. § 1 InsO

- kann auch zu von der allg. Regelung der InsO abweichender Liqu verwendet werden (Liquidationsplan), z.B. Liquidation nicht "unverzüglich" iSv § 159 InsO, besondere Ausgestaltung der Verwertung von Absonderungsrechten etc.
Wichtig: § 217 InsO gibt keine Befugnis zu „grenzenloser“ Abweichung von der InsO, sondern nur im Rahmen des § 217: 1) abweichende Befriedigung der absond-berechtigten Gläubiger und der InsGläubiger, der Verteilung des Erlöses und der Haftung des Schuldners nach Beendigung des InsVerf ( Notwendig ist konkrete Bestimmung, welche Vorschriften „plandispositiv“ sind. Nicht dispositiv sind z.B. die Vorschriften über das InsPlanVerfahren (soweit sich nicht innerhalb der §§ 217 ff Gestaltungsspielräume ergeben). Nicht zulässig ist z.B. die Auferlegung neuer Verpflichtungen auf die InsBeteiligten (nicht „Befriedigung“), auch nicht Änderung der Konditionen schwebender Verträge, z.B. Herabsetzung Mietzinsen oder Kaufpreis. Aber neue Verpflichtungen können von den Betroffenen freiwillig übernommen werden.

cc) Aufbau des Plans 
- Darstellender Teil, §§ 219, 220 InsO: Regelungen, die "außerhalb" des Plans getroffen werden, aber für den Inhalt des gestaltenden Teils des Plans von Bedeutung sind, z.B. gesellschaftsrechtliche Maßnahmen (diese können aber auch in den Gestaltenden Teil aufgenommen werden, § 225 a InsO).

- Gestaltender Teil, §§ 219, 221 InsO: Regelungen, die durch den Plan mit bindender Wirkung herbeigeführt werden sollen, z.B. Stundung oder Herabsetzung von Forderungen.
Neu durch ESUG eingeführt: sog. debt-equity swap und andere gesellschaftsrechtliche Maßnahmen, § 225 a InsO (nicht gg den Willen der betroffenen Gläubiger, 225 a II 2, wohl keine Mehrheitsentscheidung!). Innerhalb der Anteilseigner erfolgt Mehrheitsentscheidung in bes. Gruppe, § 222 I Nr.4 InsO (verfassungsrechtliches Thema!).
d) Planverfahren
aa) Statthaftigkeit des Insolvenzplanverfahrens 
- kann sowohl von IndividualSchu als auch von j.P. genutzt werden (vgl. § 217 - keine Einschränkung)

- seit dem Gesetz zur Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Stärkung der Gläubigerrechte v. 18.7.2013 auch im Anwendungsbereich des VerbraucherInsVerf (vorher hier nur sog. Schuldenbereinigungsplan §§ 305 ff InsO)
bb) Vorlagerecht, § 218 InsO (Schu und InsVerw; nicht EinzelGl)

Konkurrenz mehrerer Pläne nicht ausdrückl. geregelt ( über jeden Plan muss einzeln abgestimmt werden, keine „Wahl zwischen mehreren Plänen“. Sollten mehrere Pläne von Gläubigern gebilligt werden, darf Gericht wohl nur einen der Pläne bestätigen, Kriterien unklar: „wirtschaftlich günstigster Plan“, Plan mit größter Gläubigerzustimmung o.ä.
cc) Prüfung durch das InsGericht (von Amts wegen), § 231 InsO
- Ggf. Zurückweisung des Plans nach Vorprüfung, insbes. bei Nichtbeachtung formeller [§§ 218, 231 - 243] od materieller [§§ 219 - 230: nur Evidenzkontrolle?] Vorr, z.B. sachwidrige Gruppenbildung § 222 od. nicht ausreichende Informationen § 220, s. Flessner, in: Heidelberger Komm § 231 Rdz. 2 ff)
- Beschränkung der RMittel: § 231 III InsO iVm 6 I InsO (kein RBehelf gg Nichtzurückweisung)
dd) Prüfung, Erörterung + Annahme des Plans durch die Gl, §§ 232 ff, 235 ff
aaa) Information der Gl, §§ 229 f., 232, 234 f.; aber nur schwache Informationsrechte einzelner Gl, vgl. § 79 InsO (nur FrageR „der GlVersammlung“ im ganzen, aber GlVersammlung kann sich implizit hinter Fragen einzelner Gl stellen [sog. Einzelauskünfte]. Lehnt die GlVersammlung ein FrageR eines Gl ab, kann dieser nicht nach § 78 Aufhebung des Beschlusses verlangen, denn Gericht hat selbst FrageR nach § 58 I 1, s. Uhlenbruck, InsO, § 79 Rdz.3.
bbb) §§ 237 II, 238 II InsO beachten (nichtbeeinträchtigte Gl haben kein StimmR)
ccc) Abstimmung entsprechend der Gruppenbildung, § 243 iVm § 222 InsO. 
Im Vergleich zum früheren Recht § 182 KO (3/4-Summenmehrheit aller stimmberechtigten Forderungen sind jetzt die notwendigen Mehrheiten verringert, s. § 244 InsO (einfache Stimmen- und Summenmehrheit der abstimmenden Gl). Anders als bei § 76 II InsO jetzt auch Stimmenmehrheit erforderlich.
--> Gruppenbildung muß „sachgerecht“ sein
- obligatorisch bei ins-r unterschiedl. RStellung, § 222 I,

- fakultativ bei gleicher RStellung Gruppen mit gleichartigen wirtschaftl. Interessen mögl, § 222 II, Sonderfall 222 III ArbN). Z.B. Entstehungsgrund der Forderung, Gegenstand der Forderung, Grad der Werthaltigkeit von Sicherungen, Fälligkeit/Unsicherheit eines Rechts, Person/Personengruppe der Beteiligten (z.B. Banken, langjährige Geschäftspartner) ( aus ins-r Sicht muß ein sachlicher Differenzierungsgrund gegeben sein, äußerste Grenze ist Missbrauchsverbot.
· Gestaltungsmöglichkeiten, auch Missbrauch denkbar (wesentlich, weil bei Ablehnung des InsPlans durch einzelne Gruppen das Gericht dennoch gem. § 248 InsO den Plan bestätigen kann, wenn die Voraussetzungen des § 245 InsO – sog. Obstruktionsverbot - vorliegen; andernfalls Versagung der Bestätigung gem. § 250 Nr.1 [soweit nicht bereits Zurückweisung gem. § 231 I Nr.1 InsO).
Siehe etwa Bildung von Ein-Gläubiger-Gruppen: grds. nicht ausgeschlossen, aber besondere Vorsicht geboten betr. Missbrauch.

BGH, Beschl v 7.7.2005: InsPlan, bei dem Absonderungsgläubigern volle Befriedigung ihrer Forderungen zugesagt wurde, während einfache Gläubiger eine Quote erhalten sollten. ( Bildung einer gemeinsamen Gruppe von Absonderungsgläubigern mit werthaltigen und wertlosen Absonderungsrechten ist ins-r unzulässig, weil damit der Sache nach gesicherte und (jdf. teilweise) ungesicherte Forderungen in gleicher Gruppe zusammengefasst werden.
ee) Zustimmung des InsSchu erforderlich, § 247 InsO. Nichtzustimmung kann nach § 247 II InsO unbeachtlich sein: Prognoseentscheidung, dass Schu durch Plan nicht schlechter gestellt wird als bei Liquidation: z.B. Versagung der Restschuldbefreiung (bei Individualschuldnern), Eingriff in ins-freies Vermögen ( wohl selten realistisch.
Z.T. wird Begriff der Schlechterstellung iSv § 247 rein wirtschaftlich verstanden: wohl zu weitgehend, vgl. MüKo-Eidenmüller § 247 Rdz.30 ff.

ff) Bestätigung des Plans durch das InsGericht, § 248, andernfalls Versagung § 250 vAw od. § 251 auf GlAntrag; letzterer wird durch ESUG beschränkt: vgl. 251 I n.F. und vor allem § 251 III: Streitentscheidung erfolgt u.U. nicht mehr im Planverfahren, damit wird Inkrafttreten des Plans beschleunigt.

RBehelf § 253 InsO iVm § 6 InsO sof. Beschwerde (Gläubiger und Schu), dagegen RBeschwerde gem. § 7 InsO statthaft.
Problem: Prüfung hypothetischer LiquErlös (s. §§ 245 I Nr.1, 251 I Nr.2 InsO): Sachverständigenschlachten? Gefahr der Überjustizialisierung? Faktische Beschränkung der Nachprüfung durch InsGericht? Gläubiger muß Antrag nach § 251 II glaubhaft machen, Gericht entscheidet nach freier Überzeugung (Prognoseentscheidung). In Lit. wird teilw. vertreten, Gericht habe seine Prüfung auf die Umstände zu beschränken, die der Beschwerdeführer im Rahmen der Glaubhaftmachung vorträgt, Uhlenbruck/Lüer § 251 Rdz.17.
e) Wirkungen des InsPlans 
aa) Bindung der betreffenden Gläubiger (auch wenn sie gegen den Plan gestimmt hatten oder nicht an der Abstimmung teilgenommen haben: „Zwangsvergleich“), § 254 I 1, 3 InsO

bb) ZV-Titel, § 257 InsO
cc) Ergänzende Regelungen im gestaltenden Teil des InsPlans, § 254 I 2 InsO

dd) Beendigung des InsVerf, § 258 InsO
f) Planerfüllung und ihre Überwachung, §§ 260 - 269 InsO 
- Plan kann Zustimmungsbedürftigkeit best. RAkte (Treuhänder, mit Außenwirkung) vorsehen, § 263 InsO 
- Besonderheit Einrichtung eines bes. Kreditplafond mit InsVorrecht, §§ 264, 265 f. InsO: relevant für Folgeinsolvenzverfahren.
Literatur zur Nacharbeit: Undritz, Sanierung, in: Vallender/Undritz, Praxis des Insolvenzrechts (2012), S.636 ff, Foerste, Insolvenzrecht §§ 31 – 33.
